
Bilanz nach 6 Jahren Rot-Grün: 

Rot-Grün gehört vom 
Platz gestellt!" 

INHALT 

'* vernichtendes Zwi- 

G 
enzeugnis hat CDU- 

^eneralsekretär  Laurenz 
eYer der Bundesregie- 

,  n82urHalbzeitderLegis- 
UrPeriode ausgestellt. 

iooieAden Tag gehen über 
u Arbeitsplätze verloren. 

Unter dem Strich gibt es der- 
zeit 1,4 Millionen sozialver- 

sicherungspflichtig Beschäf- 
tigte weniger als 2002. Mehr 
noch: Projahrverabschiede- 
ten sich 40.000 Unterneh- 
men in die Insolvenz - ein 

Drittel mehr als 1998."      • 

Dokumentation: 

.Projekt Wachstum: 

Mehr Wachstum 

durch moderne 

Infrastrukturen" 

Innenteil 
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Halbzeit-Aktion 

HEUTE AKTUELL 

Bundestagsfraktion: 

Vorstand verabschiedet 

Reformkonzepte (Seite 

4) Haushalt 2005-In- 

begriff des Scheiterns 

von Rot-Grün (Seite 5-7) 

Argumentation: Zehn 

gut Gründe gegen die 

Bürgerversicherung (Sei- 

te?-^ „Klarer Kurs für 

Sachsen" (Seite 10) Ein 

Mann, ein Wort - Schön- 

bohm! (Seite 11) 

Hamburg: Politik attrak- 

tiv gemacht (Seite 11 

Niedersachsen: Wulff als 

Landesvorsitzender be- 

stätigt (Seite 12-13) 

Bremen: Gloystein nomi- 

niert (Seite 13) Karl-Jo- 

sef Laumann: Ausbil- 

dungskrise spitzt sich zu 

(Seite 14) Katherina 

Reiche: Votum des 

Hochschulverbandes für 

Studienbeiträge hilfreich 

(Seite 15) Dirk Fischer: 

Mautverzug geht zu Las- 

ten der Verkehrsinfra- 

struktur (Seite 15-17) 

• Diese vernichtende Bilanz 

zog Laurenz Meyer anläss- 
lich der „Bilanzpressekon- 

ferenz". Als Grund für die 
Misere nannte der Gene- 
ralsekretär die „ideenlose 
und kontraproduktive Wirt- 
schaftspolitik", die die Men- 
schen immer weiter verunsi- 
chere. Anstatt zu investieren 
und zu konsumieren, hielten 
Unternehmen wie Bürger lie- 
ber ihr Geld zusammen und 
warteten auf bessere Zeiten. 
Angesichts dieser „schlimm- 
sten Wirtschaftskrise seit 
1945" unternehme Rot-Grün 
nichts, um Deutschland aus 
dieser Situation herauszu- 
führen. Die öffentlichen In- 
vestitionen würden weiter 
sinken, insbesondere die 
„Ausgaben für Bildung und 
Forschung liegen heute um 
ein Fünftel unter denen von 
1998". Die Verschuldung auf 
Rekordniveau trage ein Übri- 
ges dazu bei, dass die Chan- 
cen unserer Kinder und Enkel 
immer weiter eingeschränkt 
würden. In diesem Zusam- 
menhang forderte der Gene- 
ralsekretär den Kanzler auf, 
klar zu sagen, was die Bun- 
desregierung in den kom- 
menden Monaten zur Besse- 

Generalsekretär Laurenz Meyer zieht Bila" 

rung der miserablen Aus' 
gangsituation in Deutsch- 

land unternehmen wolle- 
„Deutschland und die Men- 
schen in diesem Land haben 
etwas Besseres verdient a|s 

eine Neuauflage der Politik 
der ruhigen Hand', bekräf' 

tigte Meyer. 
Als aktuelle Beispiele für 

das Regierungschaos nann' 
te der Generalsekretär die 

Hartz-IV-Reform und die Bür- 

gerversicherung. Zwar trag 
die Union die Zusammen!*' 
gung von Arbeitslosen- urj 

Sozialhilfe mit, aber für d'e 

„dilettantische Umsetzung 
durch die Bundesregierung 

lasse sie sich nicht in Ha ' 
tung nehmen. Während oe 

Kanzler den Aufbau °5 

einst zur Chefsache erklärt 
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Halbzeit-Aktion 

habe, sorge das Unvermö- 

gen seiner Regierung jetzt 
dafür, dass „Rattenfänger 
Anrechts und links" die Ent- 
fremdung zwischen Ost und 
West weiter vorantreiben 
könnten. 

Auch die von der SPD 

favorisierte Bürgerversiche- 
riJng sei ein Zeichen für das 

handwerkliche Unvermögen 
der Bundesregierung. Der 
•Wohlklingende Begriff" ei- 
gene sich hervorragend, um 
die SPD-Linke zu beruhigen, 
erklärte Meyer. Je mehr die 
j<atze jedoch aus dem Sack 
k°mme, desto sichtbarer 
werde ein „räudiger Kater". 
Alle Fachleute, selbst der 

Sachverständigenrat der Bun- 
esregierung, rieten von der 

Es waren erneut verlorene 
Jahre für Deutschland. Eine 
Ge|egenheit,diesinFormei- 
ner Kampagne darzustellen, 
,st die Halbzeit dieser Wahl- 
Periode im Herbst. Für Ak- 

tien vorOrtstelltdie Bun- 
desgeschäftsstelle ab sofort 
eine Reihe von Werbemit- 
te|n zur Verfügung. Dazu 
gehören Flyer, Internet-An- 
gebote, eine Wandzeitung, 
lnterne Kommunikations- 

^nd Argumentationshilfen, 
,e bewährte „Aktionszei- 
ng" sowie eine noch ganz 

ruckfrische   „Konzeptbro- 

EinführungdesSPD-Modells 
ab, da es eine Million Ar- 
beitsplätze kosten werde. 
Aus ideologischen Gründen 
werde das Projekt jedoch am 
Leben erhalten, betonte 
Meyer. In Wahrheit handele 
es sich bei der Bürgerversi- 
cherung um eine „Sonder- 
steuer für kleine und mitt- 
lere Einkommen". 

Laurenz Meyer verwies 

darauf.dassesden Menschen 
überall da, wo die Union re- 
giere, besser gehe. Hierzu 
stellte er einen Länderver- 

gleich mit den entsprechen- 

denZahlenundFaktenvor.So 
zeige die PISA-Studie, dass 
von den sechs besten Bun- 
desländern fünf eine Unions- 
Regierung hätten. Außerdem 

MATERIALIEN 

schüre." Beim Lesen dieser 

Broschüre wird schnell deut- 
lich: Die Union verfügt über 
die besseren Konzepte. Las- 

sen Sie sich überzeugen. 
Über Einzelheiten unserer 
Angebote im Rahmen der 
Halbzeitaktion werden wir 
Sie regelmäßig im CDU-Mit- 

gliedernetz unterwww.edu- 
net.de informieren. Rot- 
Grün braucht Druck, sonst 

wird sich am politischen 
Chaos in der Bundesregie- 
rung nichts ändern. Machen 
Sie mit bei unserer Halbzeit- 

kampagne   im  September. 

liege die Arbeitslosenquote 
der SPD-regierten Länder im 

Durchschnitt des vergange- 
nen Jahres um mehr als zwei 
Prozentpunkte über der der 
CDU-regierten Länder. Allein 
diese Bilanz zeige: „Rot-Grün 
gehörtvom Platz gestellf'.Je- 
der weitere Tag mit dieser 
Bundesregierung sei ein ver- 
lorener Tag für Deutschland. 

Laurenz Meyer kündigte 
an, dass die CDU die er- 

schreckende Bilanz von Rot- 
Grün und die Notwendigkeit 
für eine andere Politik ganz 

in den Mittelpunkt der Par- 
teiaktivitäten des Monats 
September stellen werde. 

FürdieseAktion hatdieCDU 
eigens Kampagnenmateria- 
lien erstellt. 

Nähere Informatio- 
nen zu den einzelnen 

Materialien, Bestell- 

nummern, Preiseetc, 
finden Sie auf den 
letzten Sei- 

ten dieser « 
Ui D-Aus- 
gabe. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Fraktionsvorstand verabschiedet 
Reformkonzepte 

Ganz oben auf der Agenda 
einer zweitägigen Klausur 
des Vorstandes der CDU/ 
CSU-Bundestagfraktion 

standen die aktuelle Situa- 
tion beim Arbeitsmarkt/ 
Hartz IV, den sozialen Si- 
cherungssystemen sowie 

die Lage der öffentlichen 
Haushalte. 

Angesichts der deprimie- 
renden Nachrichten vom Ar- 
beitsmarkt - über 4,4 Millio- 
nen Menschen sind ohne Ar- 
beit - betonte Angela Mer- 
kel, dass die eingeleiteten 
Reformen nurdann Wirkung 
zeigen könnten, wenn der 
Aspekt des Förderns stärker 
betont werde. Es sei aller- 

dings bei der Bundesregie- 
rung der Reformeifer er- 

lahmt, für mehr Wachstum 
und Beschäftigung zu sor- 

gen. „Der falsche Weg" kon- 
statierte Merkel und warb 
erneut für mehr strukturelle 
Reformen. 

Die Akzeptanz der be- 
schlossenen Reformen sei 
nur zu erhöhen, wenn man 
den Menschen die Maßnah- 

men erläutere. Merkel brach- 
te erneut Lohnkostenzu- 
schüsse in die Diskussion, 
um auf dem 1. Arbeitsmarkt 
für mehr Beschäftigung zu 
sorgen. Die Vorsitzende der 
Bundestagsfraktion und der 

CDU Deutsch- 

lands zeigte 
sich zufrie- 

den, dass das 
von der Union 
durchgesetz- 
te Options- 
modell in ho- 
hem Maße von 
den Kommu- 
nen nachge- 
fragt werde. 
Die Union wolle mittelfristig 
Beitragssenkungen bei der 
Arbeitslosenversicherung. 

Zumeinen will die Union da- 
mit der Tatsache Rechnung 
tragen, dass die Versiche- 
rungs-Leistungen reduziert 
worden seien. Zum anderen 

soll die Arbeitslosenversi- 
cherung nur für die Leistun- 

gen eingesetzt werden, „mit 
denen die Versicherung 
auch zu tun" habe, so Merkel. 

Zur Zukunft der Pflege- 
versicherung meinte die 
Fraktions- und Parteivorsit- 
zende, dass die Union nach 
dem Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichtes Familien 
mit Kindern entlasten wolle. 
Eine einseitige Belastung 
von Kinderlosen lehnte sie 
ab. I n dem vom Vorstand ver- 
abschiedeten Papier heißt 
es: „Wir wollen Versicherte, 
die Kinder unter 18Jahren er- 

ziehen,   durch   einen   Bei- 

tragsbonus von 5 Euro pr0 

Kind und Monat entlasten- 
DafürwirdfüralleMitglieder 

der Beitragssatz um 0,1 Pr°" 
zent des beitragspflichtige"1 

Einkommens bis zur Bei' 
tragsbemessungsgrenze oh' 
ne Beteiligung des Arbeitge' 

bers angehoben." 
Zum Gesundheitswesen 

meinte die Vorsitzende, das5 

die Probleme nicht im beste- 
hen System lösbar seien und 
warb daher erneut für einen 
Umstiegauf ein PrämienmO' 
dell. Im Zusammenhang m|{ 

dem weiteren Verfahren be' 
der bereits beschlossene^ 

Zahnersatz-Regelung *>*. 
Merkel der Gesundheitsm1' 

nisterin vor, dass sie nicht 
der Lage gewesen sei, die p 

Schlüsse umzusetzen. ^° 
mehr warte die Unionsfra 
tion einen Regierungsg 

setzentwurf ab und we 

diesen prüfen. 

rde 

28I04 



Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Haushalt 2005 - Inbegriff des 
Scheiterns von Rot-Grün 

Anlässlich der Klausurta- 

gung der Arbeitsgruppe 
Haushalt der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion zum 
Haushaltsentwurf 2005 
^klärten der haushalts- 
Po'itische Sprecher, Die- 
trich Austermann, der 
v°rsitzende des finanz- 
Und haushaltspolitischen 
Arbeitskreises der CSU- 
Undesgruppe, Bartholo- 
mäus Kalb, und der Ob- 
mann der CDU/ CSU-Bun- 

^estagsfraktion im Haus- 
^a|tsausschuss, Steffen 
Karnpeter: 

D|"e Haushalts- und Fi- 
nanzpolitik   von   Schröder 

^nd Eichel  ist gescheitert. 
er   Haushaltsentwurf  für 

d
asJahr2005 istder Inbegriff 
leses Scheiterns. Der Ent- 

wurfist 

offenkundig verfassungs- 
"dr'g und hat einen Ver- 

stoß 
gegen die Maastricht- 

Serien zur Folge, 

* finanzpolitisch unsolide, 

b
ei1 erhebliche Risiken un- 
^rucksichtigt bleiben und 

seh falschen- zu optimisti- 
en Grundannahmen aus- 

langen wird, 

^ohne Perspektive, da er 

dier6 nachhalti8e Konsoli- 
|äs 

Un8sstrategie erkennen 

Von links: Steffen Kampeter, Dietrich Austermann, Bartholomäus Kalb 

• eine Überforderung zu- 
künftiger Generationen 
durch die wachsende Schul- 
denlast, 

• wirtschaftspolitisch kon- 
traproduktiv aufgrund wei- 
ter sinkender Investitionen. 

Diese Fehlentwicklung 
ist das Ergebnis einer fal- 
schen Politik von Rot-Grün 
seitdem Regierungswechsel 
1998. Reformvorhaben wur- 
den entweder gar nicht oder 
nur halbherzig angegangen, 
die Konsolidierung völlig 

unzureichend betrieben. 
Sinkende Investitionen bei 
gleichzeitig steigenden kon- 
sumtiven Ausgaben sind 
Ausdruck eines fehlenden 

Wachstumskonzeptes von 
Rot-Grün. 

Mit Hilfe von 15 Mrd. 

Euro Privatisierungseinnah- 
men versucht der Bundesfi- 
nanzminister zu  verschlei- 

ern, dass 6 Jahre rot-grüne 
Politik zu einem strukturel- 
len Defizit im Bundeshaus- 
halt von 40 Mrd. Euro ge- 
führt haben. Aufgrund der 

hohen Privatisierungserlöse 
- hier sind vor allem die 

Platzhaltergeschäfte bei der 
KfW, das Verscherbeln von 

Auslandsschulden oder die 
teilweise Verwendung des 

ERP-Vermögens  zur  allge- 
meinen   Haushaltsfinanzie- 
rung zu  nennen - ist der 
Haushaltsentwurf  nur  auf 

dem Papier verfassungsge- 
mäß.   Die  formale  Verfas- 

sungskonformität ist künst- 
lich erzeugt. Schon heute ist 
absehbar,  dass  angesichts 
der tatsächlichen Lücke im 

Bundeshaushaltvon37Mrd. 
Euro  (22  Mrd.   Euro   NKA 

und 15 Mrd. Euro Privatisie- 
rungseinnahmen) Deutsch- 
land   im   kommenden Jahr 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

zum vierten Mal in Folge 
das 3%-Defizitkriterium des 
Maastricht-Vertrages nicht 
erfüllen wird. Erneut wird 
der Bund Hauptverursacher 
des Verstoßes gegen den 
Maastricht-Vertrag sein. 

Risiken 

Neben den Privatisie- 
rungseinnahmen enthält der 
Haushalt weitere milliarden- 

schwere Risiken. Allein im 
Bereich Arbeitsmarkt liegen 

diese bei über 10 Mrd. Euro 
(5 Mrd. wegen Nachbesse- 
rungen bei Hartz IV und der 
steigenden Langzeitar- 

beitslosigkeit, 6,7 Mrd. Euro 
aufgrund des „Aussteue- 

rungsbetrags")- Ob Eichel 
im kommenden Jahr die er- 
hofften und gegenüber 
2004 erhöhten 3 Mrd.Euro 
Mauteinnahmen realisieren 
kann, ist ebenfalls nach 
dem Debakel vom ver- 
gangenen Jahr höchst unsi- 
cher. Fragwürdig ist auch, 

ob der eingestellte Bundes- 
bankgewinn von 3,5 Mrd. 
Euro in dieser Höhe anfallen 

wird. 

„Hoffnungswert" 
Steuereinnahmen 

Ein erhebliches Risikostel- 
len erneut die Steuereinnah- 
men dar. Sie sollen 2005 um 5 

Mrd. Euro über dem in der 
(diesjährigen) Mai-Steuer- 
schätzung für das Jahr 2004 
prognostizierten Niveau lie- 
gen. Dies ist ein ausgespro- 
chener Hoffnungswert. Die 
Erfahrung in diesem Jahr 
zeigt.dasstrotzeinesspürba- 

ren Wachstums von minde- 
stens 1,5% die Steuereinnah- 
men voraussichtlich auf dem 
Niveau des Jahres 2003 stag- 
nieren oder schlimmstenfalls 
sogar noch deutlich darun- 
ter liegen werden. D.h. trotz 
wirtschaftlichen Wachstums 
sinken die Einnahmen des 

Bundes. 

Investitionsausgaben 

Die geplanten Ausga- 
ben für Investitionen sinken 

2005 weiter um knapp 2 
Mrd. Euro auf einen histori- 

schen Tiefstand (Investiti- 
onsquote von 8,8%!). Be- 
sonders betroffen sind die 
Verkehrsinvestitionen (542 
Mio. Euro weniger gegen- 
überSoll 2004) und die Wirt- 
schaftsförderung (-200 Mio. 
Euro). Der Forschungsetat 
wird auf dem niedrigen 

Stand von 2003 eingefro- 
ren. Die Aufstockung bei 
den Bildungsausgaben von 

200 Mio. Euro ist gekoppelt 
an die Abschaffung der Ei- 
genheimzulage. 

Der Trend der sinkenden 
Investitionsausgaben setzt 

sich fort, während die kon- 
sumtiven Ausgaben ausge- 
weitet werden. Angesichts 

der enormen Zunahme der 
Neuverschuldung      (allein 

über 40 Mrd. Euro in diesem 
Jahr) mit Folgen für die Zins- 

höhe und die Verschärfung 
des   Zinsrisikos   erschließt 

sich die gesamte Dramatik 
rot-grüner Haushalts- und 
Finanzpolitik, letztlich auch 
der rot-grünen Wirtschafts- 

politik: In rasantem Temp0 

wird die Substanz unserer 
Volkswirtschaft aufgezehrt 

gleichzeitig werden mit zu- 
nehmender    Geschwindig' 

keit  die   Schulden   in   die 
Höhe getrieben. Bis Ende 
2005 wird die Verschuldung 
des Bundes unter Rot-Grün 
um 150Mrd.Euroauf rd.89n 

Mrd. Euro angestiegen sein- 

Gleichzeitig wurden rd. l^ 
Mrd. Euro Bundesvermögen 

(incl.  UMTS) verscherbelt- 

Damit wird Rot-Grün innei" 
halb von 7 Jahren um rd. 25 
Mrd. Euro die Verschuldung 

erhöht respektive Bundes- 

vermögen reduziert habe 
Rot-Grün verfolgt mit den1 

Haushaltsentwurf eine P0'1' 

tik der verbrannten  Erd 
Mit Nachhaltigkeit hat da5 

nichts zu tun. Dieser Hau5 

haltsentwurf muss vom Pa 

lament bereits in der 1-l 

sung   verworfen   werd 
Auf ihm  lassen  sich sin 
volle   Anträge   nicht   aii 

bauen. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Neuer Haushalts- 
entwurfgefordert 

Die Union fordert die 
Bundesregierung auf, einen 
Glichen und belastba- 
ren Haushaltsentwurf als 
Grundlage von seriösen 
^aushaltsberatungen vor- 
legen. Für 2004 muss um- 
gehend ein Nachtragshaus- 
ha|t mit einer der tatsächli- 
chen Entwicklung angepas- 
sten NKA Vorgelegtwerden. 
ts rnuss endlich umgesteu- 
ert   und   wirklich   gespart 

werden. Die Union wird Vor- 
schläge in der von der Bun- 
desbank bezifferten - zur 
Erreichung des Defizitkrite- 
riums erforderlichen - 
Größenordnung von etwa 

3% des Haushaltsvolumens 
unterbreiten. Gleichzeitig 

muss zugunsten der Investi- 
tionen in Infrastruktur und 

Köpfe umgeschichtet wer- 

den. Bleibtdie rot-grüne Ko- 
alition bei diesem Entwurf, 
werden wir Anträge zu poli- 

tischen Schwerpunkten 
stellen (Infrastruktur in For- 
schung und Verkehr) und 

diese   durch   Kürzungsan- 
träge gegenfinanzieren. 

Parallel müssendieStruk- 
turreformen auf dem Ar- 
beitsmarkt, in der Steuerpo- 
litik und den sozialen Siche- 
rungssystemen vehement 
vorangetrieben werden. Die 
Union hat hierzu bereitseine 
Reihe von konkreten Vor- 
schlägen vorgelegt (Arbeits- 
recht, Steuerreform). Ohne 

eine wachstumsorientierte 
Wirtschafts- und Sozialpoli- 

tikistdie Konsolidierung des 
Bundeshaushalts nicht zu er- 
reichen. 

Argumentation 

Zehn g 
Bü 

• D'e Idee der Bürgerver- 

Sicherung ist gescheitert 
le Eckpunkte der SPD-Ar- 

eitsgruppezurBürgerversi- 
B
herung   belegen:  Mit  der 

e
urgerversicherung kommt 

weder zu einer spürbaren 

ute Gründe gegen die 
rgerversicherung 

Entl 
8en 

lastung bei den Beiträ- 
5en noch zu einer Abkoppe- 

D
ng v°n den Lohnkosten. 

f'
e dringend benötigten Ef- 

u  
te für mehr Wachstum 

dah Bescnäfti8ung b|eiben 
|.   eraus.Eswirdüberdeut- 
,    • dass die Möglichkeiten, 

bisherigen einkommens- 
~ °genen   Beitragssystem 

weitere Einnahmequellen zu 
erschließen, ausgeschöpft 

sind. Deshalb werden mitder 
Bürgerversicherung vor al- 
lem mittlere Einkommen zu- 
sätzlich belastet, eine ge- 

rechtere Finanzierung wird 
verfehlt. Die Einführung ei- 
ner zusätzlichen zweckge- 

bundenen Steuer auf Kapita- 
lerträge zur Finanzierung 
der Krankenkassen ist ab- 
gabenrechtlich fragwürdig 

und volkswirtschaftlich kon- 
traproduktiv. Damit ist die 

Bürgerversicherung in allen 
ihren Zielen gescheitert. 

2. Die Bürgerversicherung 
geht an den eigentlichen 
Problemen in unserem 
Land vorbei 

Auch mit der Bürgerversiche- 
rung bleibt es dabei, dass 

die Gesundheitskosten weit 
überwiegend aus Löhnen und 
Gehältern finanziert werden. 
Diese enge Anbindung an die 
Lohnkosten vernichtet Ar- 

beitsplätze, weil jede Kosten- 
steigerung im Gesundheits- 
wesen die Arbeitskosten wei- 
ter in die Höhe treibt. Auch 
die Schere zwischen Brutto 

und Netto wird durch die Bür- 
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Argumentation 

gerversicherung nicht gerin- 
ger: an jeder Lohn- und Ren- 
tenerhöhung verdienen die 
Krankenkassen weiter mit. 
Eine Entkoppelung der Kran- 
kenkassen-Beiträge von den 
Arbeitskosten findet nicht 
statt. Damit leistet die Bür- 
gerversicherung keinen Bei- 
trag zur Senkung der Lohnne- 
benkosten und zur Bekämp- 
fung der Arbeitslosigkeit. 

3. Die Bürgerversicherung 

senkt die Beiträge nicht. 
Berechungen der Gewerk- 
schaften zeigen, dass die 
Beiträge zur Bürgerversiche- 
rung in den ersten 10 Jahren 
nahezu gar nicht sinken wer- 
den. Die versprochene Entla- 
stung um 1,8 Prozentpunkte 
wird - wenn überhaupt - erst 

im Jahr 2050 anfallen. Damit 
bleibtdie Bürgerversicherung 

weit hinter den Entlastungs- 
wirkungen der aktuellen Ge- 
sundheitsreform zurück. Sie 
führt sogar zu steigenden 
Beiträgen, wenn ältere und 
kranke Privatversicherte von 
ihrem Recht zur Rückkehr in 
die gesetzlichen Kassen Ge- 

brauch machen. 

4. Die Bürgerversicherung 
erzeugt neue Ungerech- 

tigkeiten 
Entgegen allen Versprechun- 
gen findet in der Bürgerversi- 
cherung keine Gleichbe- 
handlung der verschiedenen 

Einkommensarten statt. Mie- 

ten und Pachten bleiben bei- 
tragsfrei, für Zinsen gilt ein 
Freibetrag. Die Einnahmen 
von Selbständigen werden 
um bestimmte Ausgaben ver- 

ringert, während Arbeitneh- 
mer weder Werbungskosten 
noch andere Belastungen ab- 
ziehen können. Völlig unklar 
bleibt beispielsweise, wie pri- 
vate Lebensversicherungen 

und Riester-Renten behan- 
delt werden. Vollständig er- 
fasst und mit Beiträgen be- 
legtwerden in der Bürgerver- 
sicherung also auch weiter- 
hin nur Löhne, Gehälter und 
Renten. 

Weder senkt die Bürger- 
versicherung die Beiträge für 
Arbeitnehmer und Rentner, 
noch werden Beiträge auf 
sehr hohe Einkommen ober- 

halb der Beitragsbemes- 
sungsgrenze erhoben. Bela- 

stet werden vor allem die Be- 
zieher mittlerer Einkommen, 
z.B. Facharbeiter mit einem 
bescheidenen Vermögen, die 
für ihre Zinseinkünfte zur 

Kasse gebeten werden. 

5. Die Bürgerversicherung 
erzeugt einen giganti- 
schen Verwaltungs- und 
Kontrollaufwand 

Millionen Versicherte 
müssen in der Bürgerversi- 
cherung Beiträge auf Zinsen 
und andere Kapitaleinkünfte 

zahlen. Um diese Einkünfte 
lückenlos zu erfassen, ist ein 
gigantischer    Verwaltungs- 

und Kontrollaufwand nötig- 
Es wird neue gigantische Da- 
tenströme und große Pro- 
bleme mit dem Datenschutz 

geben, weil die Krankenkas- 
sen die erforderlichen Daten 

für jeden einzelnen Versi- 
cherten bei den Finanzäm- 
tern anfordern müssen. Des- 
halb werden die Beiträge aus 
Zinsen und Kapitalanlagen 

kaum ausreichen, um die 
Bürokratie zu finanzieren, die 
zur Erhebung dieser Beiträge 
benötigt wird. Dies gilt so- 
wohl für eine Erhöhung der 
Kapitalsteuern zur Finanzie- 
rung der Bürgerversicherung 

als auch für die Erhebung ÖP 
gener Beiträge auf Kapital' 
einkommen durch die Kran- 

kenkassen. 

6. Die Bürgerversicherung 
führt zur Kapitalflucht 

Bereits heute verlagern viele 
Anleger ihr Kapital ins Aus- 
land, um dem Zugriff des rj 
nanzamts zu entgehen. Mit & 
ner befristeten Steueramne- 
stie versucht die Bundesregie' 

rung derzeit, dieses Kap'ta 

zurück nach Deutschland zu 

holen. Diese Bemühungen 

werden scheitern, wenn a 
Kapitaleinkommen neb 
Steuern auch noch Beitrag* 
fälligwerden. Die Bürgervers1 

cherung machtalle Bemühun^ 

gen,   die   Kapitalflucht   ^ 

Deutschland zu stoppen. Jjj 
einem  Schlag zunichte. 
Folge ist noch mehr Bürokra 
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tie, um das Geld der Anleger 
und Sparer im Land zu halten. 

'• Die Bürgerversicherung 
führt zu jahrzehnte- 
langen Übergangspro- 
blemen 

Das Versprechen, alle Bür- 
ger in Deutschland in die ge- 

setzliche Krankenversiche- 
rung einzubeziehen, kann 
d'e Bürgerversicherung nicht 
halten. Denn dazu wären 

Massive Eingriffe in beste- 
hende private Versiche- 
rungsverhältnisse und in die 
Tätigkeit der privaten Kran- 
kenversicherer nötig. Beides 
lässt unser Grundgesetz 
n'cht zu. Deshalb wird es 
auch in der Bürgerverversi- 
cherung noch für viele Jahr- 
2ehnte das Nebeneinander 
v°n gesetzlichen und priva- 
ten Kassen geben. 

Damit sind zugleich enor- 
me Übergangsprobleme ver- 
enden. So müssen die öf- 
fentlichen Haushalte - und 
damit der Steuerzahler-für 
jjln'ge Jahrzehnte deutliche 

^ehrkosten tragen, wenn 
ürjunge Beamte Beiträge in 
le Bürgerversicherung ein- 

gezahlt werden, aberdie Bei- 
h||fekosten für ältere Be- 
amte außerhalb der Bürger- 
Versicherung weiterhin be- 
stehen. 

•Die Bürgerversicherung 

Erschlägt eine beste- 
hende Versicherungs- 

form, ohne damit ein ein- 
ziges Problem zu lösen 

Die Bürgerversicherung ver- 
spricht den Menschen die 
volle Wahlfreiheit zwischen 
gesetzlicher und privater 

Versicherung-allerdings nur 
zu den Bedingungen der ge- 
setzlichen Krankenkassen. 
Wo PKV draufsteht, ist also 
GKV drin. Mit Wahlfreiheit 
und Wettbewerb hat das 
nichts zu tun. Auch ist völlig 

ungeklärt, was z.B. mit den 
Rückstellungen geschieht, 
die aus den Beiträgen der Pri- 
vatversicherten angesam- 

meltwordensind.EinzigerEf- 
fekt der Bürgerversicherung 
ist die Zerschlagung der pri- 

vaten Krankenversicherung 
in ihrer heutigen Form. Einen 

Vorteil haben die gesetzlich 
Versicherten davon nicht. 

9. Die Bürgerversicherung 
bietet keine Antwort 
auf die demographische 
Entwicklung 

Die Deutschen bekommen 
immer weniger Kinder, und 

sie werden zugleich immer 
älter. Für unser Gesund- 

heitswesen heißt das, dass 
mehr Leistungen von weni- 
ger Beitragszahlern finan- 
ziert werden müssen. Daran 
ändert auch die Bürgerversi- 
cherung nichts. Sie sieht 
keinerlei Vorsorge gegen 
künftige Ausgabensteige- 
rungen vor - im Gegenteil: 
die private Krankenversiche- 

rung, die mit Alterungsrück- 
stellungen aufsteigende Bei- 

träge im Alter vorbereitet ist, 
wird zerschlagen, die gesetz- 
lichen Kassen leben hinge- 
gen weiterhin von der Hand 
in den Mund. 

10. Die Bürgerversiche- 

rung führt zur totalen 
Verunsicherung der 
Bürger 

Bis heute ist nicht klar, wer 
ab  wann  auf welche   Ein- 
künfte welchen  Beitrag in 

die Bürgerversicherung ein- 
zahlen soll und welche Lei- 
stungen er dafür bekommt. 
SPD und Grüne belassen es 
bei   allgemeinen   Eckpunk- 
ten, um den Menschen nicht 
die Wahrheit sagen zu müs- 
sen: Die Bürgerversicherung 
belastet   mittlere   Einkom- 
men,  erzeugt  neue  Unge- 
rechtigkeiten  und eine gi- 

gantische Bürokrat:e, besei- 
tigt Wahlfreiheit und Wett- 
bewerb und ist bei alledem 
nicht in der Lage, die Bei- 

träge zu senken. Aus Angst 
vor dem Wähler will die SPD 
vorder Bundestagswahl kei- 
nen   konkreten   Gesetzent- 
wurf   einbringen,   sondern 
mit nichts sagenden Schlag- 
worten ein Trugbild aufrech- 
terhalten. Näheres soll der 
Wähler erst erfahren, wenn 
die Wahlen gelaufen sind. 
Damit ist klar: Von der Bür- 
gerversicherung  bleibt nur 
Verunsicherung übrig. 
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11 Klarer Kurs für Sachsen" 
Unter diesem Motto läu- 
tete die sächsische CDU auf 
einem Landesparteitagden 
Chemnitzer Messehallen 
den Endspurt zur Landtags- 
wahl ein. 

„Sächsischer Wein ist 
auch ohne FDP Weinbaumi- 
nister hervorragend" und der 
„Lachs auch ohne die Grünen 
wieder in die Elbe gekom- 
men" gab sich der Spitzen- 
kandidat für die Landtags- 
wahlen am 19. September, 
der sächsische Ministerpräsi- 
dent Georg Milbradt, zuver- 
sichtlich und erteilte eventu- 
ellen Koalitionen eine Ab- 
sage. Milbradt brachte es in 
seiner Rede vor über 900 De- 

legierten auf den Punkt. 
Überall dort, wo die Union al- 

leine ohne rot-rot-grünen 
Einfluß regieren könne, gehe 
esden Menschen besser.„Wo 
es gut läuft, regiert die CDU, 
wo es schlecht läuft, die SPD, 
und wo es ganz schlecht läuft, 
ist die PDS mit dabei Dies 
würden Ländervergleiche in 
den Bereichen Wirtschaft, In- 

nere Sicherheit und Bildung 
belegen, sagte Milbradt, der 
erst vor kurzem von der 
Initiative Neue Sozialem 

Marktwirtschaft zum „Mini- 
sterpräsidenten des Jahres" 
gewählt wurde. Um die abso- 
lute Mehrheit, mit der die 
CDU in Sachsen seit 1990 re- 
giert, zu verteidigen, setzen 

dieSachseninsbesondereauf 

die Themen Wirtschaft, Ar- 
beit und innere Sicherheit. 
„Politik für Ostdeutschland, 
Politik für Sachsen, braucht 
zunächst einmal eine ordent- 
liche Wirtschaftspolitik aus 
Berlin", rief der Spitzenkandi- 
dat die rot-grüne Bundesre- 
gierung zu Kurskorrekturen 

auf. „Arbeit, Arbeit, Arbeit", 
sei das Hauptanliegen in der 
Förderung. Der „Bedarf an 

schönen Marktplätzen" sei 
gedeckt. „Arbeitsmarktrefor- 
men sollen Menschen in Ar- 
beit bringen und nicht in er- 
ster Linie Einsparungen für 
den Bundeshaushalt", be- 
tonte der CDU - Landesvor- 
sitzende. Milbradt forderte 
dieFreigabederMittelfürdie 
Wirtschaftsförderung aus 

dem Bundeshaushalt freizu- 
geben, denn wer „A sagt, 
muss auch B sagen" und „wer 
Arbeitsmarktreformen sagt, 

der muss auch Wirtschafts- 
förderung     sagen".     Dazu 

gehöre angesichts der EU- 
Osterweiterung insbeson- 
dere die Verkehrsinfrastruk- 

tur. Milbradt hob hervor, dass 
sich „die Kriminalität an den 
Grenzen halbiert hat" und 
„sich heute 9 von 10 Sachsen 
sicher fühlen". Dieser Erfolg 
wäre mit den anderen Par- 
teien nicht möglich gewesen, 

denn „Rot, Gelb, Grün, bei der 
inneren Sicherheit werden 
Ampelmännchenzu Hampel' 

männchen". 
Als Gastredner begrüß- 

ten die Sachsen Helmut 
Kohl. Der Altbundeskanzler 

wies auf die Aufbauleistung 

der CDU-Regierung in dem 
Freistaat hin und zollte der 
Leistung Milbradts Respekt- 

Nach dem Vorbild der 
Parteitage der Bundespartei 

hatte der Parteitag der säch- 
sischen Union erstmalig 

auch" Messecharakter". Ziel 

der Veranstalter war es, den 
Slogan „Klarer Kurs für Sach- 

sen" nicht nur auf die politi- 
schen Entscheidungen, son- 
dern auch auf alle wirtschaft- 

lichen Bereiche des Freistaa- 
tes auszudehnen. Innova- 
tion und Fortschritt sollten 
erlebbar gemacht werden- 

Deshalb wurde auf dem l'1 

Landesparteitag bedeuten- 
den Unternehmen in und aus 

Sachsen die Möglichkeit ge- 
boten, mit einem Präsentati- 

onsstand vertreten zu sein- 
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Ein Mann, ein Wort - Schönbohm! 
Unter diesem Motto starte- 
te die CDU Brandenburg in 
Cottbus in die heiße Wahl- 
kampfphase zur Landtags- 
wahl am 19. September. 

In den vergangenen fünf 
Jahren regierte die CDU in ei- 
ner großen Koalition mit der 
SpD- Jörg Schönbohm hat als 
lr|nenminister dafür gesorgt, 
dass Brandenburg im Bereich 
der Inneren Sicherheit einen 

bundesweiten Spitzenplatz 
annimmt Auch in anderen 
^reichen gab es Erfolge. Die 
Se|bständigenquote Bran- 
der>burgs gehört zu den höch- 
sten aller neuen Bundeslän- 
der-miteinem Plus von 10,5% 
deichte das Exportvolumen 
e'nen Wert von 5 Mrd. Euro. 

Doch vieles 
konnte mit 

dem Koaliti- 
onspartner 
nicht umge- 
setzt wer- 
den. Dazu 
gehört un- 

teranderem 
die Schaf- I 
fung   eines  | 
modernen   ••••••• 
und       leis- 

tungsbezogenen Schulsys- 

tems und derdeutliche Abbau 
derBürokratie. Die Hauptauf- 
gabe der kommenden Jahre 
ist die Schaffung von Arbeits- 

plätzen. Die Brandenburger 
Erklärung des CDU-Bundes- 
vorstandes leistet dazu einen 

¥ CDU 

wichtigen Beitrag. Wort hal- 
ten bei der Schaffung von 

Arbeitsplätzen und Ausbil- 
dungsplätzen, für bessere 
Schulen und weniger Büro- 

kratie, dafür steht Jörg Schön- 
bohm - denn Brandenburg 
kann mehr. 

HAMBURG: POLITIK ATTRAKTIV PRÄSENTIERT 

^'t einer bisher einmaligen 
Veranstaltungsform hat die 
Hamburger CDU den Mehr- 
Wert    der    Parteimitglied- 
Schaft unter Beweis gestellt. 

u   einer   ungezwungenen 
Ta|krunde mit allen Regie- 
^Ungsmitgliedern hatte Lan- 
desvorsitzender Dirk Fischer 
^dB alle 10.700 Mitglieder 
erHamburgerCDUeingela- 
en- Nach einer Ansprache 
^s  Ersten   Bürgermeisters 

~ e von Beust stellten sich 
e Senatoren sowie Dirk Fi- 

*cherMdBundderFraktions- 
0rsitzende   Bernd   Reinert 

MdHB den mitunter kriti- 
schen Fragen des in Hamburg 
bekannten TV-Moderators 
Herbert Schalthoff, der 
früher als Landesgeschäfts- 
führer für die Hamburger 
Grünen tätig war. 

Im Anschluss an die Ge- 
sprächsrunde konnte jedes 
Mitglied den wichtigsten 
Hamburger Politikern Fra- 
gen stellen, wovon zahlreich 
Gebrauch gemacht wurde. 
„Daswarsounterhaltsamwie 
bei Sabine Christiansen, nur 
mit dem Unterschied, dass 
ausschliesslich kluge Köpfe 

dabei waren", so das Resü- 
mee eines der fast 700 begei- 
sterten Zuhörer. Landesge- 
schäftsführer Christoph Ahl- 
haus MdHB ist zufrieden: 
„Durch den Mut, einen be- 
kannt kritischen Moderator 
zu engagieren, der auch bei 
schwierigen Themen nach- 
haktundvonunskeinerleiTa- 
bus auferlegt bekommt, ist es 
gelungen, unseren Mitglie- 
dern eine außerordentlich 
kurzweilige und informative 
Veranstaltung zu bieten. Ein 
Grund, warum es sich lohnt, 
CDU-Mitglied zu werden." 
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Wulff als Landesvorsitzender bestätigt 
Mit einer überwältigender 
MehrheitistChristian Wulff 

als Vorsitzender der CDU 
Niedersachseri wieder ge- 

wählt worden. Auf einem 
CDU-Landesparteitag in 
Hannover erhielt der nie- 
dersächsische Ministerprä- 
sident von 97,3 % der Dele- 
gierten das Vertrauen für 
eine weitere zweijährige 

Amtszeit. 
Mit Blick auf die verbes- 

serten Wirtschaftsdaten zog 
Wulffeine positive Bilanz sei- 
ner bislang eineinhalbjähri- 
gen Regierungszeit in Nie- 

dersachsen. Bei der Arbeits- 
losigkeit sei Niedersachsen 
nicht mehr zusammen mit 
Bremen Schlusslicht der 
westdeutschen Länder, son- 
dern sei auf den sechsten 
Platz vorgedrungen. Die Lan- 
desregierung habe 2.500 zu- 
sätzliche Lehrer eingestellt, 
die Neuverschuldung ge- 

senkt, die größte Verwal- 
tungsreform in der Ge- 

schichte des Landes auf den 
Weggebracht. In 18 Monaten 

habe man „mehrvoreinander 

gebracht, als die SPD in den 
13 Jahren zuvor". 

„Der Norden braucht sich 
nicht mehr verstecken", rief 
Wuflf den über 400 Delegier- 
ten zu. Allerdings müsse auch 

noch einiges getan werden, 

um seine Vision für 2015, in 
derNiedersachsensichander 

Spitze der Länder etabliert 
hat, wahr werden zu lassen. 
So habe die Sanierung der de- 
solaten Landesfinanzen Vor- 
rang. „Nur der schwierige 
Weg führt zum Gipfel", erin- 
nerte der Ministerpräsident 

an den Aufstieg zur Eigern- 
ordwand. Besorgt zeigte sich 
Wulff über die „zunehmende 
Radikalisierung in Deutsch- 
land" und das geringe Ver- 
trauen der Bürger in die Poli- 
tik. Der CDU-Landesvorsit- 
zende verlangte von der Poli- 
tik Vorbildhaftigkeit. Man 
müsse den Bürgerndie Wahr- 

heit über die Lage sagen und 

ernsthaft mit ihnen umge- 
hen. Wer Sparvorschläge ma- 

che, dürfe sich selbst nicht 
ausnehmen. „Wer Wasser 
predigt, darf selbst keinen 
Champagnertrinken", brach- 
te Wulf esauf den Punkt. Dass 

die Regierung auch im eige- 
nen „Haus" kein Halt macht, 
zeigt die geplante Verkleine- 

rung des Landtags. 
In ihrer Rede machte An- 

gela Merkel nochmals die 
NotwendigderZusammenle- 

gung von Arbeitslosen- und 

Sozialhilfe deutlich. Es sei 
eineCDU-ldee gewesen,dass 

es nur noch eine steuerfinan- 

zierte Transferleistung ge' 
ben solle. In Zeiten großer 
Umstrukturierungen müs- 
sten auch höher qualifizierte 

Arbeitslose auch wenige1" 
qualifizierte Arbeit anneh- 
men. Vom Grundsatz her sei 
der Gedanke der ArbeitS' 

marktreform richtig An die 
Adresse der Bundesregie- 

rung sagte die Partei- und 
Bundestagsfraktionsvorsit- 

zende: „Sie können es hand 
werklich nicht umsetzen un 
machen dadurch die gesamte 
Veränderungsbereitschaft i 

Deutschland   kaputt",   N"n 

müsse man „ausdem was R° 

Grün vermurkst hat, das D 

ste machen". Sicher sei Hart* 
IV für viele „eine bittere Ent- 

scheidung", aber auch ' ^ 
Osten müsseeineGrundsatz 

diskussion geführt werdet 

denn man habe für die Fi* 
heit gekämpft und nicht f 
die Illusion, dass der Staat a 

les regeln solle, stellte Ange 
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Merkel klar. Ein Grundsatz 
dürfe dabei jedoch nicht ver- 
gessen werden: „Wer arbei- 
tet, muss mehr haben als der 
der nicht arbeitet." 

Zu einer gemeinsamen 
Politik der fünf norddeut- 
schen BundesländerNieder- 
sachsen, Bremen, Hamburg, 

Mecklenburg-Vorpommern 
und Schleswig-Holstein in 
bestimmten Politikfeldern 
bekannte  sich  der schles- 

wig-holsteinische CDU-Lan- 
desvorsitzende Peter-Harry 
Carstensen. Mit dem Leitan- 
trag „Den Norden stärken", 
hatten sich die Delegierten 
zuvor einstimmig für eine 
stärkeren Kooperation der 
Nordländer ausgesprochen. 
„Bei der Nordstaat - Diskus- 
sion geht es nicht um einen 

Zusammenschluss der nord- 
deutschen Länder", betonte 
Carstensen im Hinblick auf 

eine Föderalismusreform. 
Vielmehr sei eine verbes- 

serte Zusammenarbeit wie 
zum Beispiel beim Verfas- 
sungsschutz oder des Kü- 
stenschutzes nötig. Ziel 
müsse es zudem sein, „auf 
der Autobahn 7 nur noch 
durch „schwarze Länder" zu 
fahren", sagte der Spitzen- 
kandidat der Schleswig - 

Holsteinischen CDU für die 
Landtagswahlen 2005. 

BREMEN: GLOYSTEIN ZUM WIRTSCHAFTSSENATOR NOMINIERT 

Der Bremer CDU-Landes- 
vorstand hat den promo- 
vierten Bank-Manager Pe- 
ter Gloystein einstimmig 
a's Nachfolger von Wirt- 
schafts- und Kultursena- 
tor Hartmut Perschau no- 
miniert. 

Der 58-Jährige soll zudem 
auch das Amt des Bürger- 
meisters und stellvertreten- 
den Regierungschefs über- 
nehmen. Bürgermeister Per- 
Schau, den Bernd Neumann 
l995 nach Bremen geholt 
hatte, war im Sommer nach 
einer schweren Operation 
aLJs gesundheitlichen Grün- 
den zurückgetreten. 

CDU-Landeschef Bernd 
Neumann sprach von einem 
echten Glücksgriff. „Ich bin 
stolz darauf, dass ich mit Dr. 
G|oysteln eine Persönlich- 
st mit vielfältigen Kompe- 
tenzen für die Nachfolge ge- 

w i n n e n 

konnte", 
sagte er. 

Peter 
Gloystein 

H ^| I   bringt 
^^^ • • I hervorra- 
gende Voraussetzungen für 
sein neues Amt mit. Bernd 
Neumann: „Erstens besitzt 
er ein hohes Maß an Erfah- 
rung in Wirtschaftsfragen 
auf nationaler und interna- 

tionaler Ebene. Zweitens ist 

Kultur seit vielen Jahren sein 
Hobby ud seine Leiden- 
schaft. Drittens hat Dr. Peter 
Gloystein immer den Kon- 
takt zur Politik und damitzur 
CDU gehalten." 

Auf einer anschließen- 
den Pressekonferenz be- 
kannte Dr. Peter Gloystein 
auf die Frage von Journali- 
sten, was ihnzueinem Wech- 
sel an die Weser bewogen 

habe: „Jeder hat einen senti- 
mentalen Punkt. Bei mir ist 
es Bremen. Wenn man als 
Bremerdie Frage gestellt be- 
kommt, ob man Senator in 
Bremen werden will, dann 
macht man das natürlich." 

Der am 25. November 
1945 in Bremen geborene 
Peter Gloystein ist verheira- 
tet und hat zwei Kinder. Be- 

ruflich warerzunächst in der 
Wirtschaftsforschung beim 
Hamburg HWWA-Institut 
tätig, biserzurWestLB ins In- 
vestmentbanking wechselte 
und später den Vorständen 
vonCommerzbankundBHF- 

Bank angehörte. Peter Gloy- 
stein gehört seit 1963 der 
CDU an, war zeitweise als 
Stadtverordneter im hessi- 
schen Kronberg/Taunus ak- 
tiv und ist seit 1990 im Bun- 
desvorstand des CDU-Wirt- 
schaftsrates. 

28I04 
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Ausbildungskrise 
spitzt sich zu 

Stellungnahme zur Veröf- 
fentlichung der Arbeitslo- 

senzahlen für den August 
2004 durch die Bundes- 
agentur für Arbeit. 

Die Ausbildungskrise 
spitzt sich unmittelbar vor 
Beginn des Ausbildungsjah- 

res dramatisch zu. Immer 
mehr junge Menschen su- 
chen eine Lehrstelle, immer 
weniger Unternehmen bie- 
ten Ausbildungsplätze an. 

182.100 Jugendliche ha- 
ben noch keinen Ausbil- 
dungsplatz gefunden. Dage- 
gen stehen derzeit nur 
50.300    Ausbildungsplätze 

Karl-Josef Laumann 

offen. Die Lehrstellenlücke 
beläuft sich damit derzeit auf 

131.800. 
Das ist die bitte Fol- 

ge einer vollkommen ver- 
murksten Wirtschaftspoli- 
tik. Statt Vertrauen zu schaf- 
fen, herrscht Verunsiche- 
rung pur in unserem Land. 

Jetzt rächt sich, dass Rot- 
Grün über Jahre die Grun- 

dregeln der Sozialen Markt- 
wirtschaft missachtet hat. 
Anstatt Freiräume zu schaf- 
fen, sind neue Belastun- 
gen eingeführt worden. An- 
statt den Unternehmen Pla- 
nungssicherheit zu ermög- 
lichen, hat das ewige Hin 
und Her einen massiven 

Lehrstellen- und Arbeits- 

platzabbau verursacht. 
Unternehmen schaffen 

nurdann neuejobsund neue 

Lehrstellen, wenn sie mit 
Zuversicht in die Zukunft 
schauen. Solange Rot-Grün 
diese Zukunftsaussichten 

weiter verdüstert, wird sich 
auch die Lage auf dem Ar- 
beitsmarkt nicht bessern. 

AKTUELLER ARBEITSMARKT 

Arbeitslose und Arbeit- 
nehmer müssen Folgen 
rot-grüner Politik ausba- 

den. 
Monat für Monat sind die 

Zahlen aus Nürnberg das 
Zeugnis dafür, dass die Bun- 
desregierung wirtschafts- 
politisch völlig versagt. 
110.000 mehr Arbeitslose 
gegenüberdemVorjahr -es 
kommt nichtzueiner Wende 

am Arbeitsmarkt. DerGrund 
dafür isteine Wirtschaftspo- 

litik, die Bürger und Unter- 
nehmen immer stärker ver- 
unsichert. 

Die ganze des- 

aströse Lage offen- 
baren die Erwerb- 
stätigenzahlen des 
Statistischen Bun- 
desamtes: Seit Juni 
2002 sind über 
500.000 Arbeits- 
plätze weggefallen. Das hat 
schlimme Folgen für die be- 
troffenen Unternehmen 
und Arbeitnehmer. Die Ein- 

nahmen im Steuersystem 
und den Sozialkassen bre- 

chen weg, und die schwie- 
rige Lage in Deutschland 
verschärft sich immer mehr. 

Zwei weitere Jahre 
dieser Politik hält 
das Land nicht aus. 

Die Ankündi- 

gung einer Politik 
des Nichtstuns und 
Abwartens durch 
dieSPDisteineOhr- 

feige für die Arbeitslosen 

und eine Drohung für alle, 
deren Arbeitsplätze gefähr- 
det sind. Jeder Monat, den 
diese rot-grüne Regierung 

zusätzlich im Amt ist, ist 
schlecht für das Deutsch- 
land und die Menschen im 

Land. 
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Wir brauchen deshalb 
dringend eine klare Kurs- 
bestimmung. Wir brauchen 
e'ne verlässliche und kon- 
stante Politik. Der Bundes- 
kanzler muss endlich klar- 
stellen, wie die zweite Hälfte 
der Wahlperiode gestaltet 
Werden soll. Geschieht dies 
nicht, stehen über vier Mil- 

lionen Arbeitslose und viele 
Tausend Jugendliche vor ei- 
nem Winter ohne Perspek- 
tive. 

Karl-Josef Laumann  ist 
der Vorsitzende der Arbeits- 
gruppe Wirtschaft und Ar- 

beit der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion. 

Votum des Hoch- 
schulverbandes für 

Studienbeiträge 
hilfreich 

krklärung   zur   Forderung 
Qes   Hochschulverbandes, 
tudiengebühren    einzu- 

führen 
Der    Hochschulverband 

fachte es auf den Punkt, die 

°chschulen brauchen eine 
°'ide  Finanzierung.  Es ist 
enr zu begrüßen, dass sich 

dle Hochschullehrer selbst 
0 dezidiert zur Einführung 

°n   Studienbeiträgen   be- 
nennen. 

Studienbeiträge sind 
weltweit Standard. Sie die- 
nen nicht nur dazu, Hoch- 
Schulen besser zu finanzie- 

Katherina Reiche 

ren, sondern auch, einen 
Qualitätswettbewerb in 
Gang zu setzen. Die Länder, 
die sie in den letzten Jahren 
eingeführt haben, z. B. 
Österreich und Australien, 
haben positive Bilanzen ge- 
zogen. Es wird schneller und 
intensiver studiert. Zu der 
immer wieder behaupteten 
sozialen Ausgrenzung ist es 
nicht gekommen. Verbun- 
den mit einem Stipendiensy- 
stem ist es möglich, sie sozial 
auszugestalten. 

Es ist nicht verwerflich, 
diejenigen, die einen hohen 
Nutzen aus einem Studium 

ziehen, an ihren Kosten zu 
beteiligen. Ein Jurastudium 

kostet rund 25.000 Euro, ein 
Medizinstudium 135.000 
Euro. Bei der Nutzung von 
Hochschulangeboten geht 

es also nicht um Kleinigkei- 
ten. 

Bei der Finanzierung der 
Hochschulen bleiben Staat 
und Wirtschaft aber eben- 
falls in der Pflicht. Der Staat 

muss ein Modell finden, das 
eine zuverlässige Grundfi- 
nanzierung auch in Zeiten 
knappen Geldes sicherstellt. 

Und auch die Wirtschaft wird 
sich in Zukunft, z. B. über 
Stiftungsprofessoren und - 
lehrstühle, durch Stipendien 
und langfristige Kooperati- 
onsverträge noch stärker en- 
gagieren müssen als bisher. 

Denn auch sie sind auf ein lei- 
stungsfähiges Hochschulsy- 
stem angewiesen. 

Katherina Reiche ist die 
bildungs-und forschungspo- 

litische Sprecherin der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion. 

Mautverzug geht zu 
Lasten der Verkehrs- 

infrastruktur 

Stellungnahme zur verzö- 
gerten Einführungder Lkw- 
Maut in Deutschland er- 
klärt 

Vor einem Jahr - zum 
31. 8. 2003 - sollte in 
Deutschland die Lkw-Maut 

eingeführt werden. Statt- 
dessen kam es durch man- 
gelnde Kommunikation zwi- 
schen den Vertragspartnern 
Bundesregierung/Toll Collect 
und vor allen Dingen durch 
unprofessionelles Control- 
ling seitens Bundesminister 
Manfred Stolpevorgenauei- 
nem Jahr zu dem verheeren- 
den Mautdesaster. Hier- 
durch fehlen dem Bundes- 
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haushält Mauteinnahmen in 
Höhe von 3,4 Mrd. Euro pro 

Jahr. 
Die dramatischen Folgen 

für die Verkehrsinfrastruk- 
turwerden durch die Mittel- 
fristplanung offenbart. Dem- 
nach sinken die investiven 
Ausgaben 
• für die Bundesfernstra- 
ßen von 4,8 Mrd. € (Soll 

2004) auf 4,3 Mrd. €(2008) 
• für die Eisenbahnen des 
Bundes von 4,0 Mrd. € (Soll 
2004) auf 2,2 Mrd. €(2008) 

• für die Bundeswasser- 
straßen von 0,6 Mrd. € auf 

0,5 Mrd. €. 
Diesallesvordem Hinter- 

grund, dass die Verkehrsmi- 
nister der Länder noch im 
Frühjahr dieses Jahres gefor- 

dert haben, die Finanzmittel 
ab 2005 auf ein bedarfsge- 
rechtes Niveau anzuheben. 
Dieses wurde von den Län- 
derverkehrsministern mit 
5,8 Mrd. € für die Bundes- 
fernstraßenund 4Mrd.€für 
die Schienenwege beziffert. 

Sehenden Auges produ- 
ziert die Bundesregierung 

ein Verkehrschaos in Deutsch- 
land, denn als Haupttransit- 

land benötigen wir eine Ver- 
kehrsinfrastruktur, die gerü- 

stet ist für die Zukunft. Ge- 
rade die Verkehrsprognosen 

der Bundesregierung ma- 
chen dies deutlich, denn sie 
gehen von einem Anstieg der 

Verkehrsleistung im Perso- 
nenverkehr von 20% und im 
Güterverkehr von 64% bis 

2015 aus. 

GEDENKEN AM 65. JAHRESTAG DES KRIEGSBEGINNS 

Anlässlich seiner Teilnah- 
me an der Gedenkveran- 

staltung der polnischen 
Botschaft zum 65. Jahres- 
tag des Ausbruchs des 
Zweiten Weltkrieges am 

1. September erklärt der 
Vorsitzende der Arbeits- 
gruppe der „Vertriebene 
und Flüchtlinge"derCDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, 

Erwin Marschewski: 
Gerne folge ich der per- 

sönlichen Einladung des 
polnischen Botschafters in 
Deutschland, Dr. Andrzej 
Byrt, an der Gedenkveran- 
staltung der polnischen 

Botschaft anlässlich des 65. 
Jahrestages des Ausbruchs 

des Zweiten Weltkrieges an 
der Neuen Wache in Berlin 

teilzunehmen. 
Die Einladung, gemein- 

sam schweigend der Millio- 

unter- 

nen Opfer des 
am 1. September 
1939; vor 65 Jah- 
ren; begonnenen 
Zweiten Welt- 
krieges zu geden- 

ken,isteinwichti- 

ger Anlass, sich 
der gemeinsa- 
men Geschichte 
zu erinnern und 
streicht zugleich die guten 
deutsch-polnischen Bezie- 

hungen. 
Der einladende polni- 

sche Botschafter Dr. And- 
rzej Byrt ist ein zuverlässi- 
ger und regelmäßiger Ge- 
sprächspartner der Arbeits- 
gruppe „Vertriebene und 

Flüchtlinge" derCDU/CSU- 
Bundestagsfraktion. 

Mit dem Überfall auf Po- 

len begann der Zweite 
Weltkrieg  und  damit  der 

wohl größte, dramatischste 

und folgenreichste Konflikt 
in der Geschichte der 

Menschheit. Mehr als SO 
Millionen Menschen verlo- 

ren ihr Leben, Unzählige ihr 
Hab und Gut. Menschen 

wurden zur Flucht gezwun- 
gen, zur Übersiedlung, wur- 

den vertrieben. 
Das gemeinsame Ge- 

denken ist ein wichtiges 
Zeichen der Versöhnung, 
damitsoetwasniemalswie- 

der geschehen kann. 
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Um die Situation einiger- 
maßen in den Griff zu be- 

kommen, brauchen wir zum 
1.1.2005 in Deutschland ein 
funktionierendes LKW-Maut- 
System. 

Ich fordere Minister 
Stolpe auf, durch ein konse- 
quentes Controlling diesen 
Termin sicherzustellen. Die 
Erfahrungen aus dem Jahre 
*003 zeigen, dass erste Pres- 

semeldungen überMautpro- 
b|eme sich meistens kurze 
2eit später als bittere Rea- 
''tät herausgestellt haben. 

Minister Stolpe darf in die- 
Sern Zusammenhang insbe- 
sondere die bisher niedrigen 
^'nbauzahlen bei den On- 

ward-Units nicht wiederauf 
dle leichte Schulter nehmen. 

Dirk Fischer 

Ferner muss die Bundes- 
regierung die versprochene 
europäische Wettbewerbs- 
fähigkeit für das Güterkraft- 
verkehrsgewerbe sicherstel- 
len. Politische Absicht war 
es, diese bereits zum Maut- 

start 2003 zum Abschluss zu 
bringen. Hierzu müssen die 

Harmonisierungsverhand- 
lungen  endlich  erfolgreich 
beendet werden. 

Aber auch die von der 

Bundesregierung vollmun- 
dig angekündigten Scha- 

densersatzforderungen 
wurden bisher noch nicht 
einmal gegenüber dem Be- 
treiberkonsortium geltend 
gemacht. Ich fordere Mini- 

ster Stolpe auf, diese -im In- 
teresse des Bundeshaushal- 
tes- endlich zu beziffern und 

im Schiedsgerichtsverfah- 
ren geltend zu machen. 
Worte müssen endlich Taten 
folgen. 

Dirk Fischer ist der ver- 

kehrspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion. 

OMV INFORMIERT 

D'e Ost- und Mitteldeut- 
sche Vereinigung der 
CDU/CSU (OMV) hat ihre 
lnfbrmationsbroschüren 
a*tualisiert und neu auf- 

legt. Sie sind jetzt dem 
Erscheinungsbild der 

|JDUangepasstundsigna- 
'•sieren damit auch op- 

t'schdieNähezurMutter- 
Partei. 

Kreis- und Landesver- 

bände der OMV können für 
hre Arbeit vor Ort diese 
r°schüren bei der Bun- 

desgeschäftsstelle unter 
°rnv@cdu.de beziehen. 

„Sat- 
zung", 
DIN A5, 
Satzung 

mit An- 

m e r - 
kungen 
zur Ge- 

schichte der OMV sowie 

den Ansprechpart- 
nern in den Lan- 
desverbänden. 

„Wir stellen uns 
vor", DIN A5-For- 
mat, Die Bro- 
schüre enthält ln- 

99W9W 

formatio- 
nen zu Ge- 

schichte, 
Grundsät- 
zen    und 

Aufgaben 
der OMV. 

„PartnerderVer- 
triebenen und Aus- 
siedler": Leporello, 
Kurzinformation zu 
den Aufgaben und 
Zielen derOMV und 
den Positionen der 
CDU in der Vertrie- 
benenpolitik. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Broschüre „Wir müssen mehr für 
Deutschland tun" 
Angela Merkel 

Bestell-Nummer: 5942 
Preis je 100 Stück: 20,00 € 
inkl. MwSt.: 21,40 € 

Broschüre „Deutschland kann mehr. 
Unsere Konzepte für die Zukunft" 

Bestell-Nummer: 5175 
Preis je 100 Stück: 25,00 € 
inkl. MwSt: 26,75 € 

Aktionszeitung, Bundesausgabe 
3/2004 

Bestell-Nummer: 101 
Preis je 250 Stück: 18,50 
inkl. MwSt: 19,80 € 

Zeugnis „Für 6 Jahre Rot-Grün' 

Bestell-Nummer: 2174 
Preis je 200 Stück: 2] 
inkl. MwSt.: 22,47 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

NEU im Sortiment. 

Pflastermäppchen 
Jrostpf laster für 6 Jahre Rot-Grün" 

2 Pflasterstrips in einem Mäppchen 

Bestell-Nummer: 9176 
Preis je 100 Stück: 26,00 € 

inkl. MwSt.: 30,16 € 

NEU! Ab sofort wieder im Sortiment! 

Reflektorenanhänger - 
bedruckt mit unserem beliebten Smilie! 

Bestell-Nummer: 9558 
Preis je 25 Stück: 22,50 € 

inkl. MwSt.: 26,10 € 

Freshmint-Tütchen 

Bestell-Nummer: 9110 
Preis je 200 Stück: 22,00 € 

inkl. MwSt.: 25,52 € 

- • *% ^ßä> 

CDU-Luftballon in Orange 

Bestell-Nummer: 9304 
Preis je 500 Stück: 30,00 € 

inkl. MwSt: 34,80 € 
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Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post   AG 
Entgelt   bezahlt. 

Überkleber „Danke für Ihr Vertrauen" 

Bestell-Nummer:8196 
Preis je 250 Stück: 20,20 € 
inkl. MwSt.: 23,43 € 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrurn 

Postfach 1162,33759 Versmolö 
Telefax 052 41-8 0418 92 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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